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Pressemitteilung vom 04.04.2025 
 
Offener Brief an Faeser: Dr. Sommer muss sofort von seinem Amt als BAMF-Chef 
entbunden werden 
 
"Herr Sommer hat mit seinen öffentlichen Äußerungen sämtliche rote Linien überschritten. 
Seine Behörde muss das individuelle Asylrecht gewährleisten. Damit ist unvereinbar, dass 
er als Behördenleiter dieses Asylrecht als 'zynisch' und 'verantwortungslos' diffamiert. Ich 
habe deshalb Bundesinnenministern Nancy Faeser in einem offenen Brief heute 
aufgefordert, Herrn Sommer von seinen Aufgaben als BAMF-Präsident zu entbinden, auch 
um weiteren Schaden von seiner Behörde abzuwenden", erklärt Clara Bünger, 
fluchtpolitische Sprecherin der Linken im Bundestag, zu ihrem heute veröffentlichten 
Offenen Brief an Bundesinnenministerin Nancy Faeser. Bünger weiter: 

"Herr Sommer hat nicht nur öffentlich die fundamentalen Grundlagen des 
Menschenrechts- und internationalen Flüchtlingsschutzes, und damit zentrale Lehren aus 
der Geschichte des Nationalsozialismus und des Zweiten Weltkriegs, in Frage gestellt. Er 
behauptete sogar, dass die Europäisierung des Asylrechts den 'demokratischen 
Rechtsstaat' in Deutschland 'in seiner Existenz' gefährde. Wer die Einbindung 
Deutschlands in das Recht und die Strukturen der Europäischen Union auf diese Weise 
verächtlich macht und delegitimiert, ist schon aus diesem Grunde als Leiter einer 
Bundesbehörde untragbar. 

'Den Menschen im Blick', so wird das aktuelle Leitbild des BAMF betitelt. Wer dachte, 
damit sind die Schutzsuchenden und ihre Bedürfnisse nach Sicherheit gemeint, hat sich 
womöglich geirrt. Herr Sommer will diese Menschen aus unserem Blick entfernen: Ihr 
individuelles Schicksal und die ihnen drohenden Gefahren sollen uns nicht mehr 
interessieren. Schutz soll nur noch im Rahmen eines begrenzten Gnadenrechts der 
Nationalstaaten gewährt werden. Herr Sommer fordert damit nicht weniger als einen 
massiven Rückschritt, wonach die individuellen Menschenrechte hinter staatliche 
Interessen zurückzutreten haben. Das ist inakzeptabel." 
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